
Vorgehen bei Fischsterben (Stand: September 2020) 
 
 
 

Akutes Fischsterben: 
 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Falls keine Erreichbarkeit der unteren Fischereibehörde besteht, ein sofortiges Einleiten der fischereilichen Maßnahmen jedoch notwendig erscheint, 

 entscheidet der Kreisfischereiberater, ggf. in Absprache mit der unteren Naturschutzbehörde über die einzuleitenden Maßnahmen. Ist auch dieser 

 nicht erreichbar, versucht der Fischereiberechtigte die untere Naturschutzbehörde zu kontaktieren. Ist auch diese nicht erreichbar, kann der 

 Fischereiberechtigte im Ausnahmefall eigenständig über das Umsetzen von Fischen entscheiden. Die untere Fischereibehörde und der 

 Kreisfischereiberater sind nachträglich zu informieren. 

Abstimmung der 

fischereilichen Maßnahmen  

Beteiligung der  unteren Fischereibehörde und des 

Kreisfischereiberaters  

-> Soweit noch nicht veranlasst: Mitteilung an die 

zuständige Fischereigenossenschaft bzw. den 

Gewässereigentümer 

-> ggf. Hinzuziehung der Fischereiaufseher 

 

Landesanstalt für Fischerei (wird bei 

Fischbestandsveränderungen durch 

Fischsterben tätig) 

-> Ursachenfeststellung mit 

fischereibiologischen Methoden 

 

Notruf über die Leitstelle 

-> Informiert die notwendigen 

Stellen, insbesondere die Untere 

Wasserbehörde 

Untere Wasserbehörde 

-> Ortsbesichtigung und Lageeinschätzung 

-> Entscheidung ob Umweltalarm ausgelöst wird 

-> Unterrichtung von weiteren Fachdienststellen: 

 Bei Berührung fischereilicher Belange 

 Bei allen Fischsterben zu informieren 

 Bei Seuchenverdacht Hinzuziehung der Veterinärbehörde 

-> Verunreinigung des Gewässers? /Nachteilige Veränderung des 

Gewässers? (chemische, physikalische und biologische Ermittlungen)-> 

durch Beauftragung eines anderen Untersuchungsinstitutes 

-> Sofort- und Folgebeseitigungsmaßnahmen anordnen/ durchführen zur 

Gefahrenabwehr 

-> Wasserrechtliche Konsequenzen ziehen 

-> Ggf. Unterrichtung der Strafverfolgungsbehörden 

 

falls bekannt 

Mitteilung an die Fischereiberechtigten 

-> Einsammlung toter Fische und Einleitung weiterer 

fischereilicher Maßnahmen (z.B. Umsetzung von Fischen), 

im Seuchenfall unter Berücksichtigung der erforderlichen 

Hygienevorgaben 

Abstimmung mit der unteren 

Naturschutzbehörde 

-> Erteilung einer 

Ausnahmegenehmigung zum 

Betreten und der Einleitung der 

notwendigen Maßnahmen 



Drohendes Fischsterben: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Soweit die untere Fischereibehörde nicht erreichbar ist, tritt an deren Stelle der Kreisfischereiberater. Er kann eigenständig, ggf. in Absprache mit der 

unteren Naturschutzbehörde über die fischereilichen Maßnahmen entscheiden. Ist auch der Kreisfischereiberater nicht erreichbar, versucht der 

Fischereiberechtigte die untere Naturschutzbehörde zu kontaktieren. Ist auch diese nicht erreichbar kann der Fischereiberechtigte im Ausnahmefall 

eigenständig über das Umsetzen von Fischen entscheiden. Die untere Fischereibehörde ist nachträglich zu informieren.  

Fischereiberechtigter stellt drohendes 

Fischsterben fest 

Informierung der unteren 

Fischereibehörde und Abstimmung 

von fischereilichen Maßnahmen 

Abstimmung mit dem 

Kreisfischereiberater 

Abstimmung mit der unteren 

Naturschutzbehörde 
Informierung der unteren 

Wasserbehörde 

Falls eine akute Gefahr besteht und sofortiges 

Handeln geboten ist 
Informierung der Leitstelle (danach siehe Seite 1) 

Soweit keine akute Gefahr besteht und 

ein sofortiges Handeln nicht unmittelbar 

geboten ist 


